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1 
Einleitung

Das hier vorliegende Papier gibt einen Überblick über die wesentlichen Änderungen bei den Anforderungen  
an Überwachung und Berichterstattung der Monitoring-Verordnung (MVO) im Vergleich zur 3. Handelsperiode. 
Darüber hinaus wird auf Änderungen im Vollzug und Aktualisierungen im FMS eingegangen. Auswirkungen, 
die sich hierdurch auf die Erstellung der Überwachungspläne (ÜP) im Formular-Management-System (FMS) 
sowie auf die Genehmigung der Überwachungspläne ergeben, werden hervorgehoben. 

Detaillierte Beschreibungen zu den einzelnen geänderten Anforderungen sind im Leitfaden zur Erstellung  
von Überwachungsplänen für stationäre Anlagen – 4. Handelsperiode (2021–2030) zu finden  
(kurz: „Leitfaden“).
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Zentrale Rechtsgrundlage der Erstellung und Genehmigung von Überwachungsplänen ist die reformierte  
Monitoring-Verordnung (MVO) der EU Kommission 2018/2066.

2�1 Ebenenanforderungen

2�1�1 Einführung von Ebenen für den Biomasseanteil  

(Anhang II Abschnitt 2, 3 und 4 MVO)

In der 3. Handelsperiode enthielt die MVO keine expliziten Ebenen für den biogenen Anteil. Im FMS für ÜP 
wurden jedoch aus systematischen und IT-technischen Gründen bereits Soll-Ebenen für den Biomasseanteil  
auf Grundlage des Art. 39 MVO vorgegeben. In der MVO für die 4. Handelsperiode sind nun Ebenen im  
Anhang II Abschnitt 2, 3 und 4 ergänzt worden. Dabei ist als höchste Ebene die Ebene 3 mit der Anforderung 
von Probenahme und Analyse nach Art. 32 bis 35 MVO festgelegt. 

Auswirkung:

Bei Stoffströmen mit biogenem Anteil wird beim Import eines ÜP aus der 3. Handelsperiode der Inhalt des Felds 
„Ebene nach Monitoring-Verordnung (Soll-Ebene)“ unter der Überschrift „Biogener Anteil am Gesamtkohlen-
stoffgehalt“ überschrieben und der Inhalt des Felds „Vorgesehene Ebene“ gelöscht. Letzteres ist vom Betreiber 
neu zu befüllen und die Beschreibung der durchgeführten Methode im Feld „Beschreibung der Ermittlungs
methode“ zu prüfen. Hinweis: Soll kein Biomasseanteil abgezogen werden, können die Felder leer bleiben!

2�1�2 Standardwerte nach Art� 31 Abs� 1 Buchstabe d  

(vom Lieferanten garantierte Werte)

Vom Lieferanten eines Materials spezifizierte und garantierte Werte, für die der Anlagenbetreiber nachweisen 
kann, dass der Kohlenstoffgehalt ein 95 %-iges Konfidenzintervall von höchstens 1 % aufweist (kurz: vom 
Lieferanten garantierte Werte), entsprechen anders als in der 3. Handelsperiode (Ebene 1) nun der Ebene 2. 
Somit sind diese Werte und die Werte aus der DEHSt-Liste gleichrangig.

2 
Änderungen in der MVO
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Auswirkung:

Für Brennstoffe, für die in der DEHSt-Liste (vgl. Anhang 4 im Leitfaden) ein Standardwert vorhanden ist, konnte 
in der 3. Handelsperiode kein vom Lieferanten garantierter Wert verwendet werden: Ebene 2a (DEHSt-Liste) 
ging den vom Lieferanten garantierten Werten (Ebene 1) vor. In der 4. Handelsperiode können nun auch vom 
Lieferanten garantierte Werte statt der Werte in der DEHSt-Liste genehmigt werden.

2�1�3 Empirische Korrelation (Anhang II Abschnitt 2�1 und 3�1 MVO)

Die für die Ebene 2b spezifizierte empirische Korrelation gilt als Ebene 3, soweit der Anlagenbetreiber  
zur Zufriedenheit der zuständigen Behörde nachweist, dass die Unsicherheit der empirischen Korrelation  
nicht mehr als 1/3 des Unsicherheitswerts beträgt, den der Anlagenbetreiber in Bezug auf die Bestimmung  
der Tätigkeitsdaten für den betreffenden Brennstoff oder das betreffende Material einhalten muss.

Auswirkung:

Betreiber, die bisher die Ebene 2b (empirische Korrelation) nutzen, können zukünftig bei Nachweis der  
Genauigkeitsanforderungen ohne weiteren Nachweis der Unverhältnismäßigkeit diese Methode anwenden.

2�1�4 Ebenen für Wasserstoffanlagen im Raffineriebereich  

(Anhang IV Abschnitt 2 B MVO)

Im Raffineriebereich haben sich die Ebenen für die Wasserstoffanlagen geändert. Sie sind jetzt identisch zu  
den Anforderungen von Wasserstoffanlagen, die außerhalb von Raffinieren betrieben werden. Die potentiellen 
Nachteile der separaten Wasserstoffanlagen wurden durch die Änderung ausgeglichen.

Auswirkung:

Für Wasserstoffanlagen der Raffinerien gelten ab 2021 höhere Anforderungen zur Ermittlung  
der Tätigkeitsdaten.

2�2 Aktualisierung der novellierten Erneuerbaren-Energien-Richtlinie  
(RED II)

Ein biogener Anteil darf in der Emissionsberichterstattung im EU ETS nur in Ansatz gebracht werden, wenn die 
Biomasse die Kriterien der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (EU) 2009/28/EC (RED I) erfüllt (vgl. Kapitel 8.4 
des Leitfadens). Diese Richtlinie wurde in den vergangenen Jahren novelliert und ist am 24. Dezember 2018 als 
EU 2018/2001 (RED II) in Kraft getreten. Sie muss bis 30. Juni 2021 in nationales Recht umgesetzt werden. Für 
den EU ETS hat die EU Kommission angekündigt, dass die novellierten Kriterien für Biomasse verbindlich ab 
dem 01.01.2022 umgesetzt werden müssen. Für den Emissionsbericht 2021 gelten somit die Anforderungen an 
flüssige Biobrennstoffe der RED I fort. Über die endgültige Entscheidung zur Umsetzung in der Novellierung der 
Monitoring- 
Verordnung und das Vorgehen in Deutschland wird im Rahmen späterer Aktualisierungen des Leitfadens 
informiert.

Auswirkung:

Um einen Emissionsfaktor von Null bzw. einen biogenen Anteil in einem Stoffstrom anerkennen zu können, 
müssen für bis 31.12.2021 eingesetzte flüssige Biobrennstoffe weiterhin Nachhaltigkeit und Treibhausgas
einsparung nachgewiesen werden (vgl. Kapitel 8.4 des Leitfadens). Für feste und gasförmige Biomasse sind 
dagegen bis zu diesem Termin weiterhin keine Nachweise der Nachhaltigkeit und Treibhausgaseinsparung  
zu erbringen.

Für die Erstellung von Überwachungsplänen für die 4. Handelsperiode bis 31.07.2020 ergibt sich damit kein 
Änderungsbedarf. Im Laufe des Jahres 2021 werden ggf. notwendige Änderungen rechtzeitig kommuniziert.
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2�3 Weiterleitung von (inhärentem) CO2

In der 3. Handelsperiode mussten für inhärentes CO2, das als Teil eines Brennstoffs an eine andere emissions-
handelspflichtige Anlage und für CO2, das an eine sog. CCS-Einrichtung zur dauerhaften geologischen Speiche-
rung weitergeleitet wurde, keine Emissionsberechtigungen abgegeben werden. Dagegen gilt für die 
Weiterleitung von (inhärentem) CO2 in der 4. Handelsperiode Folgendes (vgl. Kapitel 13.4 im Leitfaden):

▸	 Eine Anlage, die (inhärentes) CO2 weiterleitet, ist für das weitergeleitete (inhärente) CO2 nicht abgabe-
pflichtig, wenn sie

▸	 an eine ETS-Anlage weiterleitet (unabhängig davon, ob das inhärente CO2 als Teil eines Brennstoffs 
oder eines Materials weitergeleitet wird), 

▸	 an eine sog. CCS-Einrichtung im Sinne des Art. 49 Abs. 1 a) MVO zur dauerhaften geologischen 
Speicherung weiterleitet, 

▸	 Sonderfall: Treffen für die weiterleitende Anlage Regelungen nach Anhang IV Nr. 17 (Ammoniak)  
oder Nr. 20 (Soda und Natriumbicarbonat) MVO zu, sind für das weitergeleitete CO2 Emissionsberechti-
gungen abzugeben, unabhängig von der weiteren Verwendung des Stoffstroms.

▸	 Bezieher von weitergeleitetem (inhärentem) CO2 müssen für dieses grundsätzlich Emissionsberechtigungen 
abgeben. Sollte der oben genannte Sonderfall vorliegen, liegt die Abgabepflicht jedoch bei der weiterlei-
tenden Anlage. 

▸	 Wird CO2 an eine nicht emissionshandelspflichtige Anlage weitergeleitet, so ist die weiterleitende Anlage 
dafür abgabepflichtig. Handelt es sich um eine Weiterleitung nach Art. 49 Abs. 1 b) MVO zur Herstellung  
von gefälltem Kalziumkarbonat, so ist die nachweislich im Kalziumkarbonat chemisch gebundene Menge 
CO2 abzugsfähig.
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3 
Vollzugsänderungen und Aktualisierungen im FMS

3�1 Aktualisierung von Standardwerten in der DEHSt-Liste  
(vgl� Anhang 4 des Leitfadens)

Für einige wenige Stoffe wurden die Standardwerte in der DEHSt-Liste auf Basis vorliegender Analysenwerte  
der 3. Handelsperiode aktualisiert. Die Aktualisierung betrifft folgende Stoffe:

▸	 Braunkohlenbrikett Rheinland

▸	 Braunkohlenstaub Lausitz

▸	 Braunkohlenstaub Rheinland

▸	 Erdgas H

▸	 Rohbraunkohle Mitteldeutschland

▸	 Elektrodenabbrand/Anodenmaterial

Ferner wurde der Stoff Erdgas Altmark aus der Liste entfernt.

Auswirkung:

Werden für einen Stoffstrom Berechnungsfaktoren aus der DEHSt-Liste verwendet, so werden im Emissions
bericht die aktualisierten Standardwerte im Rahmen der Berechnung der Emissionen zugrunde gelegt.

Für Erdgas Altmark wird hier auf die Möglichkeit der Ermittlung der Berechnungsfaktoren gemäß  
FAQ MVO 4. HP 002 verwiesen (aktualisierte FAQ aus der 3. Handelsperiode erscheint in Kürze auf  
der DEHSt-Internetseite).
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3�2 Höchste Ebenenanforderung für emissionsschwache Stoffströme  
und Emissionsquellen

In der 3. Handelsperiode genehmigte die DEHSt Abweichungen von den höchsten Ebenenanforderungen  
für emissionsschwache Stoffströme und Emissionsquellen ohne Nachweis der Unverhältnismäßigkeit oder 
technischer Nichtmachbarkeit. Dieser Nachweis ist nun mit dem Überwachungsplan zur Genehmigung für  
die 4. Handelsperiode einzureichen. Es werden damit die seit der 3. Handelsperiode geltenden Vorgaben  
der Monitoring-Verordnung umgesetzt.

In welchen Fällen die höchsten Ebenen nach MVO gefordert sind, wird in Kapitel 4.2 des Leitfadens 
beschrieben. 

Auswirkung:

Die Unterscheidung in emissionsstarke und emissionsschwache Stoffströme hat praktisch keine Relevanz mehr 
für die Überwachungsmethoden. Bei Abweichungen von den höchsten Ebenenanforderungen ist der Nachweis 
der Unverhältnismäßigkeit oder technischer Nichtmachbarkeit zu erbringen. Kapitel 4.3.1 im Leitfaden 
beschreibt die erforderlichen Inhalte eines solchen Nachweises und veranschaulicht diese anhand von 
Beispielen. 

Auswirkung hat diese Vollzugsänderung auch auf das Einreichen von Verbesserungsberichten. Im Gegensatz 
zur 3. Handelsperiode müssen nun auch im Falle von genehmigten Abweichungen von den höchsten Ebenen 
bei emissionsschwachen Stoffströmen und Emissionsquellen Verbesserungsberichte eingereicht werden (vgl. 
Kapitel 5 des Leitfadens und in diesem Dokument unter Kapitel 3.10).

3�3 Mit der DEHSt vereinbarte Standardwerte  
nach Art� 31 Abs� 1 Buchstabe c) MVO

Für Standardwerte, die nach Art. 31 Abs. 1 Buchstabe c) MVO mit der DEHSt vereinbart werden sollen, ist der 
Wert im Überwachungsplan festzuhalten.

Wird im FMS auf einem Stoffstrom-Formular unter der Überschrift „Emissionsfaktor“, „unterer Heizwert“  
oder „Kohlenstoffgehalt“ als Ermittlungsmethode „Standardwert“ angegeben, wird das Feld „Datenquelle“ 
automatisch mit der Quelle für den entsprechenden Stoff, für den das Stoffstrom-Formular angelegt wurde, 
belegt. Ist die Datenquelle „Sonstiges“, ist ein Standardwert mit der DEHSt zu vereinbaren. Hierzu ist der  
zu genehmigende Wert im Feld „verwendeter Standardwert“ einzutragen.

Auswirkung:

Bei Stoffströmen, die im FMS bei einem Berechnungsfaktor („Emissionsfaktor“, „unterer Heizwert“ oder 
„Kohlenstoffgehalt“) als Datenquelle „Sonstiges“ aufweisen, wird beim Import eines ÜP aus der 3. Handels
periode das neu eingefügte Feld „verwendeter Standardwert“ zum Pflichtfeld. In diesem Fall muss der Betreiber 
den Standardwert eintragen, der von der DEHSt genehmigt werden soll. Zusätzlich ist die Herleitung des 
verwendeten Standardwerts im Feld „Beschreibung der Datenquelle oder Ermittlungsmethode“ zu ergänzen.
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3�4 Nachweis der Unverhältnismäßigkeit bei nicht-akkreditierten Laboren
Ein nicht-akkreditiertes (Betriebs-)Labor darf nur verwendet werden, wenn zusätzlich zum Nachweis der 
Gleichwertigkeit auch der Nachweis erbracht wird, dass die Inanspruchnahme eines akkreditierten Labors 
unverhältnismäßig oder technisch nicht machbar ist. Es werden damit die seit der 3. Handelsperiode geltenden 
Vorgaben der Monitoring-Verordnung umgesetzt.

Für den Nachweis der Unverhältnismäßigkeit der Inanspruchnahme eines akkreditierten Labors können 
beispielsweise die hypothetischen Mehrkosten der Analyse (Differenz zwischen Kosten einer Analyse im  
akkreditierten Labor zu den Kosten im nicht-akkreditierten Labor) und die hypothetischen Transportmehr-
kosten zum akkreditierten Labor berücksichtigt werden. Falls das nicht-akkreditierte Labor mit einer größeren 
Analysenhäufigkeit als nach Anhang VII MVO arbeitet, kann die bisher genehmigte Analysenfrequenz heran
gezogen werden. Überdies kann die Unverhältnismäßigkeit über den Nachweis erbracht werden, dass das 
nicht-akkreditierte Labor mit einer besseren Analysengenauigkeit arbeitet. Eine technische Nichtmachbarkeit 
liegt z. B. vor, wenn für das benötigte Analyseverfahren keine akkreditierten Labore existieren. 

Auswirkung:

Es ist weiterhin möglich, nicht-akkreditierte (Betriebs-)Labore für die Analyse zu nutzen. Jedoch ist der Nach-
weis der Unverhältnismäßigkeit oder technischen Nichtmachbarkeit mit dem Überwachungsplan zur Genehmi-
gung einzureichen. Ausführliche Beispiele für den Nachweis der Unverhältnismäßigkeit sind in Kapitel 7.2.4 
des Leitfadens beschrieben.

3�5 Angaben zu Messgeräten
Um der Konformitätsbewertung nach Mess- und Eichverordnung als Qualitätssicherung von Messgeräten 
Rechnung zu tragen, wurde unter der Überschrift “Angaben zur Qualitätssicherung“ auf dem Formular „Mess-
gerät“ im FMS der Labeltext des Felds „Eichung oder Kalibrierung“ in „Art der Qualitätssicherung“ geändert.  
In der Auswahlliste wurde der Eintrag „Konformitätsbewertung“ als Art der Qualitätssicherung ergänzt  
(vgl. Kapitel 12.4 und Anhang 7 im Leitfaden).

Für jedes Messgerät ist, wie gehabt, die Messunsicherheit im Feld „Wert der Unsicherheit [%]“ anzugeben.  
Da jedoch in der Vergangenheit oft nicht nachvollziehbar war, auf welche Unsicherheit sich der Wert bezieht, 
wurden die Auswahlmöglichkeiten im Feld „Angabe der Messunsicherheit als“ in Abhängigkeit von der ausge-
wählten Art der Qualitätssicherung einheitlicher gefasst. Für den Fall, dass das Messgerät geeicht oder konfor-
mitätsbewertet ist, muss angegeben werden, ob es sich bei dem eingetragenen Wert der Unsicherheit um die 
„Verkehrsfehlergrenze“ oder „Eichfehlergrenze“ handelt. Für den Fall, dass das Messgerät kalibriert oder mit 
einer anderen Methode qualitätsgesichert wird, muss angegeben werden, ob es sich bei dem eingetragenen Wert 
der Unsicherheit um die „einfache“ oder „erweiterte“ Messunsicherheit handelt. Ausführliche Erläuterungen 
hierzu sind in Kapitel 6.1 und Kapitel 6.2.3 im Leitfaden zu finden.

Auswirkung:

Durch die Änderung der oben beschriebenen Felder werden die Inhalte dieser Felder sowie der Inhalt des Felds 
„Intervall“ beim Import eines ÜP aus der 3. Handelsperiode gelöscht. Sie sind vom Betreiber neu zu befüllen. 
Darüber hinaus ist die aus dem ÜP der 3. Handelsperiode übernommene „Beschreibung der Qualitätssiche-
rung“ zu prüfen.
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3�6 Unsicherheitsnachweise bei Bestimmung der Stoffmenge
Kapitel 6 im Leitfaden zur Bestimmung der Stoffmenge und dem Erstellen von Unsicherheitsnachweisen ist 
komplett überarbeitet worden. Ziel ist es, die Grundlagen für die Unsicherheitsberechnung verständlicher 
darzustellen (vgl. Kapitel 6.1 im Leitfaden). Darüber hinaus wird das Vorgehen bei Erstellen eines Unsicher-
heitsnachweises systematischer und damit nachvollziehbarer beschrieben (vgl. Kapitel 6.2 im Leitfaden). 
Kapitel 6.3 im Leitfaden veranschaulicht anhand einiger Beispiele, wie Unsicherheitsbeiträge für den Nachweis 
abgeleitet werden können. 

Schließlich hat die DEHSt eine Excel-Arbeitshilfe zur Berechnung der Unsicherheit entwickelt, die der Betreiber 
befüllen und als Nachweis der Unsicherheit bei der DEHSt mit dem ÜP zur Genehmigung einreichen kann.  
Mit ihr lassen sich sowohl einfache als auch komplexere Konstellationen abbilden.

Auswirkung:

Die DEHSt prüft im Rahmen der Genehmigung von Überwachungsplänen für die 4. Handelsperiode  
die Unsicherheitsnachweise. Daher sollten Betreiber die für die 3. Handelsperiode erstellten Nachweise  
anhand der Erläuterungen in Kapitel 6 des Leitfadens prüfen und ggf. überarbeiten. 

Mit der von der DEHSt neu entwickelten Excel-Arbeitshilfe können Betreiber den Nachweis der Unsicherheit 
führen.

Folgende Erleichterung gilt weiterhin auch in der 4. Handelsperiode: Wird die Einsatzmenge eines Stoffstroms 
ausschließlich durch ein oder mehrere geeichte/konformitätsgeprüfte Messgeräte bestimmt, so kann als Verein-
fachung davon ausgegangen werden, dass die höchste Ebenenanforderung eingehalten wird. Auf eine individ
uelle Unsicherheitsbetrachtung kann in diesem Fall verzichtet werden.

3�7 Marktraumumstellung bei Erdgas
Die sogenannte Marktraumumstellung (MRU) ist 2015 angelaufen und wird bis 2030 sukzessive Erdgas-L- 
Netzgebiete im Nordwesten und Westen Deutschlands erreichen.

Auswirkung:

Bei Übernahme der Daten aus der 3. in die 4. Handelsperiode ist zu prüfen, ob der im Überwachungsplan 
angegeben Stoff noch aktuell ist.

3�8 Kommunaler Klärschlamm, kommunales Klärgas
Für kommunalen Klärschlamm oder kommunales Klärgas kann bei Anwendung der Ebene 1 oder 2 auf einen 
biogenen Anteil von 80 % abgestellt werden, wenn der Nachweis erbracht wird, dass der Klärschlamm/das 
Klärgas aus Anlagen stammt, bei denen mindestens 50 % des behandelten Abwassers (in Einwohnerwerten 
– früher Einwohnergleichwert) bezogen auf die Auslegungskapazität der Anlage von privaten Anschlüssen 
stammt.

Ist eine Analyse des biogenen Kohlenstoffgehalts gefordert, ist unabhängig vom Trockenstoffgehalt die Methode 
in der DIN EN 15440 Anhang C (14C Bestimmung) anzuwenden (vgl. Kapitel 8.1 im Leitfaden).

Auswirkung:

Für die Stoffströme „kommunaler Klärschlamm“ und „kommunales Klärgas“ kann bei Nachweis der oben 
genannten Anforderungen vereinfachend der Standardfaktor von 80 % für den biogenen Anteil angesetzt 
werden.

http://www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/stationaere_anlagen/2021-2030/Ueberwachungsplan_Arbeitshilfe-Unsicherheitsberechnung
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3�9 Anzeige von nicht erheblichen Änderungen des Überwachungsplans
Anders als in der 3. Handelsperiode sollen alle nicht erheblichen Änderungen des Überwachungsplans  
gesammelt und der DEHSt gemeinsam mit der nächsten erheblichen Änderung, spätestens jedoch bis 31.12. 
des jeweiligen Berichtsjahres, angezeigt werden. Es werden damit die seit der 3. Handelsperiode geltenden 
Vorgaben der Monitoring-Verordnung umgesetzt.

Auswirkung:

Es ist eine im Vergleich zur 3. Handelsperiode frühere Anzeige der nicht erheblichen Änderungen bei der DEHSt 
notwendig.

3�10 Einreichen von Verbesserungsberichten
Bei Einreichen von Verbesserungsberichten ergeben sich sowohl aufgrund von Vollzugsänderungen  
(vgl. Kapitel 3.2) als auch aufgrund von Anpassungen in der MVO Änderungen (vgl. Kapitel 5 im Leitfaden). 

So muss ein Verbesserungsbericht gemäß Art. 69 Abs. 1 bis 3 MVO bei der DEHSt eingereicht werden:

▸	 für emissionsstarke und emissionsschwache Stoffströme sowie große und kleine Emissionsquellen  
in Anlagen der Kategorie B und C (Anlagen mit über 50.000 t CO2-Äq/a), wenn bei deren Überwachung 
bislang nicht die höchsten Ebenen nach MVO eingehalten werden,

▸	 für emissionsstarke und emissionsschwache Stoffströme sowie große und kleine Emissionsquellen  
in Anlagen der Kategorie A (Anlagen mit höchstens 50.000 t CO2-Äq/a), wenn bei deren Überwachung 
bislang hinter den von der MVO bereits gestatteten Erleichterungen zurückgeblieben wird,

▸	 für eine Fall-Back-Überwachungsmethode gemäß Art. 22 MVO.

Der Verbesserungsbericht muss in einem von der MVO vorgegebenen Intervall aktualisiert und erneut einge-
reicht werden, um ggf. die Unverhältnismäßigkeit der Ebeneneinhaltung unter den dann aktuellen Gegeben-
heiten nachzuweisen. Kann hingegen die jeweilige Ebene nun oder in absehbarer Zeit eingehalten werden, 
unterbreitet der Anlagenbetreiber der DEHSt mit dem Verbesserungsbericht einen Vorschlag, wann die  
notwendigen Änderungen der Überwachung umgesetzt werden sollen. 

Betroffene Anlagen der Kategorie C müssen einen Verbesserungsbericht für die 4. Handelsperiode erstmalig  
bis 30.06.2022 und danach jedes Jahr bei der DEHSt vorlegen, betroffene Anlagen der Kategorie B alle  
zwei Jahre (erstmalig zum 30.06.2023) und betroffene Anlagen der Kategorie A alle vier Jahre (erstmalig  
zum 30.06.2025). 

Falls die Gründe für die Unverhältnismäßigkeit nachweislich für einen längeren Zeitraum bestehen bleiben, 
kann die DEHSt eine Verlängerung der Fristen, d.h. maximal eine Verdoppelung des Abstandes zwischen  
den Verbesserungsberichten genehmigen (Art. 69 Abs. 1 UAbs. 3 MVO). 

Eine grundsätzliche Pflicht zur Einreichung eines Verbesserungsberichts zum 30.06. besteht (Art. 69 Abs. 4 MVO), 
wenn die Prüfstelle im Prüfbericht offene Nichtkonformitäten oder Verbesserungsempfehlungen für die Über-
wachung dokumentiert. Anlagen mit geringen Emissionen (< 25.000 t CO2-Äq/a) sind von der Berichterstattung 
als Reaktion auf die Verbesserungsempfehlung der Prüfstelle befreit (Art. 47 Abs. 3 MVO, vgl. Kapitel 4.4).

Wie in der 3. Handelsperiode bereits praktiziert, muss kein zusätzlicher Verbesserungsbericht eingereicht 
werden, wenn die Verbesserungspotenziale in den oben genannten Fällen bereits realisiert und ein entspre-
chend geänderter Überwachungsplan bei der DEHSt eingereicht wurde. Das Gleiche gilt, wenn im Einzelfall 
bereits mit der DEHSt abgestimmt wurde, wie mit Verbesserungsbedarf bei der Überwachung umgegangen 
werden soll.
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